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Ir Die Politiker haben sicher nicht das Recht, eine 

multikulturelle Gesellschaft zu verordnen, sie 

verstoßen damit gegen das ihnen übertragene 

Mandat, die Interessen ihres Volkes wahrzu- 

nehmen. " 

Univ.mProf. Dr. Irenäus Eibl~Eibesfeldf 
(&X-flank-Gesellschah für Humanethologie in Seewiesen/3oyernl 



Der österreichischen Bevölkerung ist aufgrund der in den 
letzten Jahren unkontrolliert verlaufenden Einwande- 
rungsbewegung eine große Belastung erwachsen. 

Derzeit leben laut Statistischem Zentralamt insgesamt 
rund 700.000 Ausländer legal und laut Kanzleramtsmini- 
sterin Dohnal weitere 100.000 - 400.000 illegal in 
Österreich. Dies bedeutet fast 12 % Ausländeranteil an 
der Gesamtbevölkerung, in manchen Ballungszentren bis 
zu 40 % (15. Wiener Gemeindebezirk). Die Tendenz 
nimmt seit 1 989 rapid zu. 

Besonders drastische Zahlen, die als warnendes Beispiel 
für derzeit noch weniger betroffene Regionen dienen sol- 
len, nennt Dr. Kovarnik, Chef der Wiener Fremdenpolizei: 
,Für die Steigerung von 100.000 auf 200.000 Ausländer 
brauchte es in Wien einen Zeitraum von 17 Jahren, aber 
nur 2 1/2 Jahre von 200.000 auf 300.000" (,,Pressen 
vom 6. 10. 1992). Damit sind die Grenzen der sozialen, 
ethnischen und kulturellen Verträglichkeit erreicht, regio- 
nal sogar weit überschritten. 

Wir spüren die vorhandenen und berechtigten Sorgen* 
der österreichischen Mitbürgerinnen und Mitbürger in An- 
betracht der steigenden Wohnungsnot (250.000 Woh- 
nungssuchende), Arbeitslosigkeit (200.000 Arbeitslose), 
Kriminalität (164 Verbrechen pro Tag allein in Wien) und 
Schulproblematik (Klassen mit bis zu 82 % Aus- 
Iänderanteil). 

Die konsequente Politik der FPÖ in Ausländerfrageq die zu- 
nehmend auch vom Wählerwillen getragen wird, zeigte be- 
reits ansatzweise Früchte, insbesondere bei der Verbesserung 
der Gesetzeslage. Dennoch ist die Bundesregierung seit Jah- 
ren säumig, wirklich effiziente Maßnahmen zu setzen. 

k d b c a n Y - e n M t d b A h v p i i  
lim h, SSnne ckr Gdk K~~~ & 
pd.&ch,&&odrd vd@shd undklhp 
fliidif~~ h. nw. Sm von *, di, in 
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unberührt. 

Zu welchen Ausschreitungen eine verfehlte Ausländer- 
und E j ~ & r u w l i t i k  führt, wird leider ta&M in 
De&d und hnkre ich jedem Europäer Ikasthch 
und beschamend vor Augen geführt. 

In der Verantwortung, solche Vorkommnisse in Österreich 
hintanzuhalten, treten wir auf diesem Weg an Sie, liebe 
Mitbürgerinnen und Mitbürger, heran, uns bei der 
~ e w ä l ~ ~ u n ~  dieser so wich- 
tigen lebe* unserer 
Republik k c h  zu 
unterstützen. I 



Österreich ist wegen seiner GröRe und Siedlvngsdichte 
kein Einwanderungsland. In Österreich kommen derzeit 
230 Einwohner auf 1 km2 besiedelbares Gebiet, im eu- 
ropäischen Vergleich lediglich 100 Einwohner. Zusätzlich 
muß angeführt werden, daß die klassischen Einwande- 
rungsländer (USA, Australien, Kanada) seit Jahren nur 
mehr sehr restriktiv Ausländer aufnehmen. Eine Auf- 
nahme erfolgt hier nur noch Bedarf des Aufnahmelandes, 
insbesondere für den Arbeitsmarkt noch Unk-Prof. Dr. R. 
Eder (Wirtschaftsuniversität Wien) ist das Optimum für 
den Zustrom an Ausländern bereits überschritten: ,,Die 
optimale Bevölkerung ist dann gegeben, wenn der Wohl- 
stand um höchsten ist. " Verschiedene Indikatoren zeigen, 
daß der Höhepunkt der wirtschaftlichen Prosperitäf be- 
reits übenchnffen & "Bei geringerer Bevölkerung ginge 
es den Ö h m i d e r n  spürbur besser als jetzt. Zur Erhol- 
tung der politischen Macht wäre jedoch eine Überbevöl- 
kerung interessant. In einer Demokratie müßte allerdings 
das Wohl des Bürgers mehr zählen, als der Muchthunger 
und Größenwahn von Politikern (Kronen-Zeitung vom 
17. 10. 1992)." 
Die Anhänger einer ungezügelten Einwanderung führen 
als Beispiel oft den Zuzug aus den Kronländern der Habs- 
burger Monarchie nach Wien, als die Stadt zwischen 1890 
und 1910 ,,explodierte". ,,In Spitzenjahren kamen da- 
mals bis zu 30.000 Neubürger hinzu; im Durchschnitt im- 
merhin 15.000 pro hh r "  (Rainer Münz, Österreichische 

Akademie der Wissenschaften). Diese geschilderte Situu- 
tion trifft jedoch auf die heutige Wanderungsbewegung 
nicht zu: Innerhalb von 5 Jahren, 1987 - 1991, zogen 
105.600 Ausländer legal nach Wien zu, was einen Durch- 
schnitt von 22.617 pro Jahr bedeutet, mit der Spitze 
I99 I von 39.945. 
Selbst die OECD weist historische Vergleiche früherer 
Wanderungsströme zurück: diese würden die heule be- 
schränkte Aufnahmekopazität so wohl aus sozialen als 
auch aus wirtschaftlichen Gründen nicht berücksichtigen. 

Warum ,, Vertcrssungsbesf;mmung"? 
Die Verfussungsbestimmvng h t  als Staatszielbestimmung 
im Gefüge der verschiedenen Rechtsnormen der örter- 
reichischen Rechtsordnung eine erhöhte Bestundkraft und 
kann nicht so leicht umgestoßen werden. Einer solchen 
Verfussvngsbesfimmung hut sich der Gesetzgeber, aber 
auch die Verwaltung bei Erlossung von Verordnungen 
bzw. Ermessensentscheidungen zu richten. 

werden . " 



E ~ I I W U R ~ C ~ I I B  gsstop 
bis zir befrIdige11e1 iösung 
der I11 rhn AusIC~dHtruge, 
bis zur % seltigung der 
Wobnumy~o t u ~ d  kakmg 
der ArMfslos;gketf mf 5 X. 
Das Problem der Io0.W - 400.000 ISdtüimng von 
KonderamfsntinErterih DohnaI) illegal in iktemdd leben- 
den Ausländer muß raschest geklärt werden. Ein Rechts- 
staat kann so einen Zustand nicht akzeptieren. Außerdem 
entstehen dabei Mißstände, die von der Schwarzarbeit 
über das Schwarzwohnen bis zum Abrutschen in die Kri- 
minalität reichen. Die Bundesregierung hat bisher nicht 
einmal versucht, diesen Zustand zu beheben. 
Österreichs Bevölkerung ist weiters mit einer immer 
drWkender wrdenden Wdnungsnot konfrontiert. 
WlOM vor d h  iunge Ö s t m d e r  d e n  derzeit ver- 
geblich nach e h r  entsprechenden Unterkunft. 
Alle Prognosen über die Wohnbauentwicklung zeigen, 
daß sich an dieser Problematik vor allem im Bereich der 
mittleren Zinskategorie wenig ändern wird. Durch diese 
fehlende Wohnungskapazität sind auch viele Ausländer 
gezwungen, zu horrenden Mieten in Elendsquartieren Un- 
terkunft zu nehmen. 
Auch die Situation am Arbeitsmurkt ist gespannt. 1991 
lag die Arbeitslosenquote bei 5,8 %, für 1992 werden be- 
reits 6,8 % prognostiziert. Die Ausländerarbeitslosigkeit 
liegt dagegen bei ca. 1 1 % und steigt in den letzten Mo- 
naten stark an. 
Durch den hohen Anteil von illegalen, also ungesetzlich 
bei uns lebenden Ausländern wird zusätzlicher Druck auf 
den Wohnungs- und Arbeitsmarkt ausgeübt. 

Daher ist ein sofortiger Zuwanderungsstop notwendig, 
um die Probleme in den Bereichen Wohnen und Arbeit zu 
entschärfen und nicht weitere soziale Konflikte zwischen 
In- und Ausländern zu provozieren. 

,,Die vor allem in Ostästerreich spürbare ~ o h n u n j s n i  ist houpkächlich auf he Netto 
zuwonde~ng von 330.000 Ausländern in den vergangenen 2 1/2 Jahren zunickzb 
fihren. Die starke Zuwanderung von Auslündern ist der enkcheidende Grund für den heuk 
gen quontitoh'ven Wohnungsmongel. 

.Am 20. 10. 1992 präsentierte das WlFO eine Studie zum Thema ,,Auswirkungen des 
Ausländerzushoms auf den Arbeitsmarkt? 

r, , lm dss &ung O e u t s c W  
sich & Z d r u n o  von Amllhdam . Gessnicabbsnldb 
hen Engpässe im ~Öhnunjs- und Schulsektor, da sich'die ~ l anun j  in disem ~ i re ich an 
längerfristigen Trends orientiert. " 

.Am 8. 10. 1992 dy Außenminister Wiliibad Pohr irn Rahmen des 
F O N ~ ~ S  ,,~icheirs &#U& Ibst: 
,,Stetige Zuwanderung kann eine G e h  für die Stabilität eines Staates und damit auch 
f i r  die Sicherheit darstellen." 



u r  Arbeifsplmtz, wobei ums 
diesem Aus weis die 
Arhh e w h d  ung und die 
Aue1 7' unu zw 1 tw~kemvec~ 

Nur mit Kontrollen kann illegale Ausländerbeschäftigung 
wirksam unterbunden werden, die nicht nur Steuerhinter- 
ziehung und Umgehung der Beitragspflicht zur Sozialver- 
sjchmg W e t ,  s o n h  uud dbs iohnniveuu dwrh 
atwlündische Bilbgarbeiiskrgfte senkt. Deneii wird einer- 
seits zu wenig konfrdliert, ander& kiinnen die Kun- 
frdorgane i/lega/e 8dÜhgung an Ort und SMe nicht 
effektiv übeipdm Die YerpfJchfvng~ ab Beginn des Ar- 
beitsverlrähnisses &M Ausweis m&ufÜhrent der nichf 
nur die AnmeMung bei der Soziukersidervng, sondern 
mich die Aussfellung einer Besde;hjgun&wiIIgung do- 
k d I  wünk Kontrollmdi?nahmen erhR6I.h wirksu- 
mer machen. 
Dm Regienmg hut den Bedarf nach einer deraaen 
Regelung m r  anscheinend erkannt, wie sicA aus den 
Arbehiibereinkommen 1990 ergibt #Um das W h e n  
von Kriminalität zu vermeiden, deren Grundlage auch die 
Anwesenheit besdäfrigungs- und untecdundsloser Aw 
Iänder @. ist neben iiemdenpaliz~ilichen Moilnahmen 
auch die V e 6 n g  der Kon~rdle iikaler Arbeit und 
unerlaubten Aufenfhhr nohvendig: Die Ausweispflich 
für ausländische Arbeitnehmer auf dem Arbeitsplatz - 
wobei aus diesem Ausweis die Arbeitsgenehmigung und 
die ~nmeldung zur KrPnkenve~sichmng hervomgehen 
hat - so wie die V e r f o h r m k m e ~  der Nsf6ndi- 

gen Behürden rsrd geegn~fe Mimal ab.' Über P b  
reine iippdekennntis hinaus ä sie a h r  ohntW mich 
6srsif, dere cb-Ngend ndwdgen  Maikahmen auch 
umzwize~. Sozialministef iiesoun z. B., lehnfe im Au- 
gust 1 992 einen Sozialversicherungsausweis mit Lichtbild 
generell ab. 

.Am 21. 10. 92 hat SP&tadhot Swobodo die Forderung noch einer AuscdCspflicht hr 
AuskkPk,mmP1J$lfillllOrm GIAU 

.5&&&e&Hkwr&aasdka iag die Ausweispflicht ob, obwohl 
&iiPiaiwhim&aew. 



Aufsfwkem der Exekefive 

jblizeij, bwie Aren bessere 
kzuhiu~g ~ r l  AUSSWMU~~ 
zw Ertrnsumg der 1IyuIen 
Auskrnkr und zur wtrku~gs~ 
vollerea wmi~uIitf f s ~  
bekiimpfum~, insksomdere 
des orgunis~erfen 
Yerbreehens 
Wenngleich die Bundesregierung auf Druck der FPÖ be- 
reits einige fremdenrechtliche Reformen durchgeführt 
hut, scheitert die Reulisierung der gesetzlichen Vorguben 
mitunter an den mungelhufren Ruhmenbedingungen der 
Vollziehung. Als Huuptursachen sind insbesondere der 
akute Pmondmangel im Sicherhe@ereich, die unzurei- 
chenden KonfrollmögIKIikeiten an OsterreKhs Grenzüber- 
gängen und der Mungel an Räumen zur Unterbringung 
von Schubhäftlingen unzuführen. 
Wie der Leiter der Wiener Fremdenpolizei in einem 
Artikel der ,,Presse" (Ausgabe vom 6. Okt. 1992) dur- 
legt, wurden 1 970 rund 84.000 Ausländer von 52  Mit- 
orbeitern behördlich erfußt. Obwohl die Zuhl der 
registrierten Fremden mittlerweile uuf etwa 300.000 
ungewachsen ist, stehen nunmehr lediglich 84 Mitarbei- 
ter zur Verfügung. ,,Eigentlich müßten wir rund 200 
Mitarbeiter huben . . . Ich sog i ganz offen: Es werden 
immer mehr Visum-Anträge, die fadenscheinige 
Begrüdungen huben, eiwu ungebliche Kurs- oder Ver- 
wandtenbesuche . . . Wir müßten immer mehr Anträge 
neu überprüfen, können aber nur noch Stichproben 

muhen . . . Dabei sollten wir das erste und eng- 
mrdrige Si& sein. Hüfien wir die pwonelle P o f q  
könttten wirk mehr Fiih die Anttäge genuu~~j r i i fen,  
und dunkle Elemente bekämen keine Aufenthults- 
genehmigung mehs" Troiz der zunehmen& Grenz- 
übertritte sind kaum PrillIesegeräte un Osterreichs 
Grenzkontrollstellen vorhanden. In letzter Zeit muß 
uuch ein rasantes Ansteigen von Visumfälschungen fest- 
g d I t  werden. & i s ~  dotrer dringend geboten, 
fiilschun&ere K I - h e r k e  einzdihren. 
Es md wieder zv &er AttrokhWWe@rung des Be- 
rufsbildes des Exekutivbeamten kommen, wozu uuch die 
V e k n g  der Bezuhlung und die BereiMeIIung aus- 
reicbe~der lnfrusfnrhr gehören. Die Sdafhnfl eines 
aufgubenspezifischen und leistungsorientierten Gehalts- 
schemas für die Sicherheitsexekutive ist eine weitere we- 
sentliche Voruussetzung, um die Einsatzbereitschuh der 
einzelnen Beamten zu erhöhen und die Zunahme der 
Kriminulität wirksum zu bekämpfen. 



Sofortige Sehuffung eines 

Es ist zweifelsfrei eine klassische Aufgobe des Östeneichi- 
schen Bundesheeres, in Ausnahmesituationen die Exeku- 
tive bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. 
Durch die Länge des Grenzsicherungseinsatles (bereits 2 
labre) wird die Assistenzleistung des Österreichischen 
Bundesheeres jedoch mittlerweile zur Dauereinrichtung. 
Die SchafFung einer eigenen Grenzschutztruppe, die aus 
Gendarmerie- und Zollwachebeamten besteht, ist daher 
unbedingt notwendig. Darüber hinaus sollte mittelfristig 
die Eingliederung der Zollwache in das Innenministerium 
erfolgen. Bei einem allfälligen Beitritt Österreichs in die 
EG wird die Kontrolle an den Grenzen zu anderen Mit- 
gliedsländern ohnedies weitgehend reduziert. Im Falle 
der Eingliederung der Zollwache in die Organisation des 
Innenministeriums wäre die bestehende Infrastruktur als 
eigenständiger Wachkörper zu erhalten. Die gegenwär- 
tige Aufgabenteilung (Mitwirkung der Zollwache, Gendar- 
merie, Vertrugsbedienstete der Gendarmerie und Bundes- 
heerangehörige) bei der Überwachung der Österreich- 
schen Grenzen bedarf dringend einer Reform. 
Der neue Grenzschutz soll nicht nur die bisher aufgesplit- 
terten Aufgaben an den Grenzkontrollstellen überneh- 
men, sondern auch die Absicherung der sogenannten 
,,grünen Grenze" garantieren. 

Entsmunnunu der 
~t~uIsituutiÖn durch 
Begrenzung des Arteils 
von Schülern mit fremder 
Mut ters1~cuthe in Pflieht- m 

und Berufss~hulkIussen 
mit hotbstens 30 %; 
bei ehern mehr uls 
30Xi'en Anteil von 
frem~snruthiaen Kindern 

In einigen Ballungszentren gibt es bereits Schulklassen 
mit einem über 70%igen Anteil von Kindern mit fremder 
Muttersprache. Einzelne Spitzenwerte liegen über 85 %. 
Bei derartigen Verhältnissen ist eine für die Zukunft 
unserer Kinder notwendige Ausbildung und die Errei- 
chung der Unterrichtsziele gefährdet. Andererseits ist bei 
diesen Prozentsätzen eine Einbindung der fremdsprachi- 
gen Kinder in die österreichische Gesellschaftsordnung 
unmöglich. 
In der Praxis sind bei den österreichischen Kindern bereits 
Bildungsdefizite zu verzeichnen. Immer mehr Eltern sehen 
sich daher gezwungen, ihre Kinder unter groben finan- 
ziellen Opfern in Privatschulen unterrichten zu lassen. 
Für die Sozialisten, die wie etwa Unterrichtsminister 
Schalten, noch wie vor die Idee der multikulturellen Gesell- 
schaft vertreten, ist unsere kulturelle Identität praktisch 
wertlos, ja sogar politisch bedenklich. Dies ist in den offi- 
ziellen Schriften des Unterrichtsministeriums nachulesen. 



Um unsere kulturelle Identität zu erhalten, den Einbin- 
dungsprozeß von Kindern mit fremder Muttersprache er- 
folgreich durchzuführen, um einen weiterhin finanzierba- 
ren Unterricht zu ermöglichen, aber auch um eine solide 
Ausbildung unserer Kinder zu gewährleisten, muR der 
Anteil von fremdsprachigen Kindern in den Klassen auf 
rund 30 % begrenzt werden. Diese Forderung findet sich 
sogar in einer Studie der Stadt Wien und in einem Forde- 
rungskatalog der Ö v ~  scheiterte aber um Veto Scholtens 
und der Sozialisten. 

.In der Monotszeitschrift , Wiener" vom Moi I992 führz Vorsikende der soziolistische~ 
lehrer und Bezirksschulinspektor Korl-Heinz Rudlof zum Problem des hohen Ausländeron- 
teils on den Schulen aus: ,Wenn ich ehrlich bin, erleben wir hier das Scheitern der Idee 
von der multikulturellen Gesellschaft." 
Unterrichbminister Scholten om 22. Oktober 1992: 
MhW Sdiolten qntxh skh b einem Rosioriifeniew gegen de uai der FPÖ gelbrdeRe 
Begreruuig des Aahihm~ on Ö s W  S d h n  von mhd 30 % aus. S h h  
unterstich, doß in den östereichischen Schulen soweit wie möglich lntegrofion behieben 
wird. 
Der Sicherheiksprecher der ÖVP, Abg. Hubert hker, foßt die Ergebnisse der Beratungen 
des Fochousschusses ,,Auslünder" zusammen: ,, . . . die Sihiotion in manchen Schulen, vor 
ollem in Wien und teilweise in Vororlberg, ist oufgrund des hohen Anteils fremdsprachiger 
Schüler für Lehrer, Schüler undEltern untmgbor geworden . . . " 
Pirker bietet bezüglich des Problemes in den Schulen einige Lösungen on, wie zum 
Beispiel: 
,,Fremdsprachige Zuziehende sollen auf Schulen verteilt werden, in denen der Anteil fremd- 
sprachiger Schüler noch nicht so groß ist. " 

Heute bestreiten nicht einmal rote Schulpolitiker, wie wichtig 
Deutschkenntnisse sind, um die Aufgabenstellungen der 
Schule, aber auch des täglichen Lebens bewaltigen zu 
können. 
Weil die Schulverwaltung iustament darauf besteht, Kinder 
mir munggUiPhe~~ oder überhaupt fd,I& deutschen 
Sc#ocfikmh~ suforf m die ReigeIklasw eimQ,k+ 
h, Ynkt das A u s b r l d u ~ n i w u ~  und es kommt zu 
Sch&@kkeiten fiir djg 5duIgernaimhpfi (Schüler, Ehern, 
Lehrer). 
Für schuIflk&e Kinder mif fremder Muflecylruche, de- 
ren Kenntnisse rSi der deutwfien Spruche noch nicht die 
Teilnahme um Unterricht einer Regelklasse ermöglichen, 
werden Vorbereitungsklassen eingerichtet. 
Ziel der Vorbereitungsklasse ist es, die schnellstmögliche 
Eng#ierung der frennhpruchigen Kinder in die ihrem 
Aher bder ihrer L&ngsfoh@keit entsprechende Regel- 
klasse. 
Darin sollen die Schüler in der deutschen Sprache so inten- 
siv gefwdert den/ M f irn Venveilduuer in der Vorbe- 
reHunQskIm in der Regel mi lohre nidt überschreiten 
muß; ein vorzeitiger Ubergung ist anzu~fre6en. 

Bericht des Unterrichtsministenums uber den schulischen Teil der Be~fsousbi/dung 199 1. 
,,Zunehmend mehr Probleme bereiten lene uuslandische Be~kschuler, die der deutschen 
~ n i h r * r i i l d r a d d W i e i l l m i  . bnkht&lseh&l 
**(iCit*n...md*""himMni*n 
K 4 l ~ 6 h 6 f ~ I ~ d e r g a n n i f t a i ~ & n ~ ~ *  
r n e a i ~ m ~ * ~ ~ ~ m d + ~ ~  
b PBdPrigaarnie hin* d a  d Bei durchsc- A&buhMh 
niwlw 14,Sd30,7 %bnSd iJMw89 /4os tm i te inemWnAnrReßdaAur -  
Iänderonteils in den nochsten Jahren auch rm dualen System zu rechnen." 



bd den uIlgemeInen 

In einer demokratischen Gesellschaft stellt das Wahlrecht 
eines der wichtigsten B ü r g e d t e  da[ Es 5011 daher von 
jenen ausgeübt werden, die sich mit dieser GeseMah 
und mit diesem SM idenWeren und die bereit sind, 
die Folgen ihrer Wahlentscheidung auf Dauer zu tragen. 
Daher setzt das Wahlrecht zu den allgemeinen Vertre- 
tungdöpern (Bundespra#'dm( N o  lßndtaflt 
Gemeinderat und Bei&) in Osteneich dii Stadür- 
g e d a h  vomus. 
Nur der Staatsbürger yrfiigi üher den Anspruait, die Ge- 
schicke der Repubhl Ostemich mit seiner Stimme aktiv 
mitzugwtalten, bm. fW sehe Mihürg,er uh gewühhr 
Mandatar einzutreten, Er hat du& die Ubernahme simt- 
liiher Rechte (z. B. Zugang zu Funktionen in der iioheifs- 
venvdungj und Pflichten fz. B. WehrpfliM im Rahmen 
dieses besonderen Verhiihiimcns zum Staat den notwendi- 
gen Bezug zur Gemein*& im 5taatsverhnd. 
Die hrdemng von SPO, OVP und G r ü n - A l m e n ,  das 
WuhIrecht .sdieibch@eU Ausländern zuzubilligen - 
zue& auf Gemeinde- oder Bezirksebene - ist zu vorder- 
gründig auf dos M l i e B e n  von neuen Wählersjimmen 
gerichtet, die in zun~hmendem Maße diesen Parterin 
verlorengehen. 

Kdne vorzeitige 
VerIeZhunq der 
österreieh~sghen 
Stuutsbürge~sehuff 
Obwohl nuch Recht grundsätzlich erst nuch 
IOiährigem ordentlichen Aufenflid in Österreich die 
Siuorsbürgerschah verliehen werden kann, wird versucht, 
die als Ausnahme gedachte vierjährige Wartezeit (,,wenn 
ein besonders berücksichtigungswürdiger Grund vor- 
liegt") zur Regel zu machen. 
Numhde Politiker von SPÖ (Zilk) und ÖVP (Welan) ver- 
langten sogar eine generelle Verkürzung dieser Wartezeit 
von 10 auf 4 Jahre. Die Praxis in Wiin sieht bereifs ietrt 
so aus, da6 1/3 der Enbürgmngsonirige nodi qiihri- 
ger Wariezeit posin'v erledigt wird. Dies deshalb, weil lout 
der smiaI&en R a t h a d n f l  .die besond~rs 
berücksichtigungswürdigen Gründe" für eine Verleihung 
,,noch grollzügiger 01s bisher auszulegen seien" (aus: 
Jahrbuch ,Die Verwahung der Stadt Wien 1988"). Die 
PÖ fordert in diesem Ydbgehren,  doß die im Gesetz 
festgelegte 10-lohres-Frist auch in der Praxis oriigehulfen 
wird und der Ermessensspiehum hinsichdich der A m h -  
mefülle äulferst streng zu handhaben ist. 
Die Zahlen sprechen für die Argumentation der FPÖ: 
Einbürgerungen 1981: 7.979, 1991: 11.394. 
Derzeit stellen Ex-lugosl~wen, Türken, Polen und Rumänen 
die Mehrzahl der eingebürgerten (58 %) dar, deren Anteile 
sich verdrrppeh, f i  sogor v d c h t  haben firken]. Zum 
Vergleich zu anderen westeuropiden I a d a n  liegf die 
Embürgemnppote sehr hoch (vor Dünemarkt den Nieder- 
bnden, Deutschland, Schweiz, etc.). * 

*Quelle: Mitteilungen des Statistischen Zentrolomk, obgedruckt in der ,, Wener Zeitung" 
vom 20. 10. 1992. 



15 Dezember 1988 Der Klubobmonn der SPÖ rm Wiener Rothous, Kor1 Svobodo, hot 

schoft nomlrch von 10 auf 5 Jahre 
022 F e b ~ o r  1989 SP@Klubobmann Svobodo holt es fur beu~flenswert, wenn man berde 

e b ~  ~ 1 0 6 9 : k ~ s p d & $ # n h h u i a b ~ e ~ n ,  der srch 
& &# hdwhq da kh k kr m e r s c h o f t  von 
derzert 10 auf 4 lohr6 e1nseti.t. 

rdnete W&& T& & k m  did 
noch 5 l d r s n w d & i k i i l i i  

reichrsche Stootsburge~choft hoben sollten 

kweninen unl .klubsJ und 

Speziell in Bullunuszentren schließen sich Ausländer in 
ke inen  und ~ l u b ;  zusammen. 
In diesem Bereich wird aber sehr viel Mißbruuch 
betrieben. 
Die Vereins- bzw. Klublokule stellen in Wuhrheit immer 
häufiger Gustronomiebetriebe dur, die die gewerberecht- 
lichen, sunitäts- und buupolizeilichen Auflugen weit- 
gehend nicht erfüllen (z. B. fehlende Sanitärunlugen, 
keine Sperrstunde, kein lärmschutz, etc.), zum Teil als 
Zentrum für den Schwurzhundel dienen, und dudurch bei 
einheimischen Anrainern, Gushvirten und Gewerbetrei- 
benden Verärgerung, Unmut, ju sogur Aggression hervor- 
rufen. Nur eine gesetzliche Neuordnung und deren stren- 
ger Vollzug können in diesem Bereich Ordnung 
herstellen. 
In den letzten luhren wurden immer wieder Mißbräuche 
von Soziulleistungen durch Ausländer bekunnt, die Ge- 
genmaßnahmen erforderlich muchen: Neue Geburtsur- 
kunden, die einen früheren Pensionsbezug ermöglichen, 
nur uuf dem Pupier existente Kinder, die zum Bezug von 
Fumilienbeihilfe berechtigen, Vortäuschen eines inländi- 
schen Wohnsitzes, so duß zu minimalen Pensionen be- 
trächtliche, aus den Beitrugszuhlungen nicht finunzier- 
bure Ausgleichszulugen gewährt werden. 
Diese Mißstände sind schnellstens zu beseitigen, du sie zu 
berechtigter Empörung der einheimischen Bevölkerung 
führen. 



kfarm*-- 1 -- --Te I*[-- - 
u d  A r  tsvefbot 
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Sff uffäfer 
In den letzten Jahren ist die Zahl der illegal Eingereisten 
so& der in Asy/verfohrm obge&awen d unter- 
getauchten Fremden stark a n g e w a b .  Damit im Zu- 
y m m n h n g  id der AnieiI da FiemdenkriminuhÜf i 
Oder& weiter angediegen. So b u h  beiqie&weise 
laut dem letzten Siderhei&iritf die Vdiechen um 
63 %, ihr Bandendiebstahl sogur um 7 97 % h n e n  eines 
I h e s  mgenimnnen, Der Anteil ausländkdier Tatver- 
diiditiger liegt bei Yenfirechen bereits über 30 %. 
Die Freiheitliche Nationalratsfraktion hat wiederholt An- 
ir@ eingeh& um die im F r e m d e n p d i z m  ver- 
onkefle AuskunfrspfCich für Fremde zu enveitwn und die 
Yerhüngung von Aufentliahnrerfmten auch dann m er- 
möglichen, wenn Fremde den redlichen E d  der Mitiel 
zum Unterhalt nich nachweisen können. Eine entspre- 
chende Regelung w r  bereits bk zvni lnkraheten tk 
Fremdenpolizeigesetz-Novelle 1987 r w k r o l m .  Ohne 
einen e~p&nden Na&b des redlichen EiwerSs 
kann - wie Fremden- bastm(Sgen - die Zunahme 
der Zoll der von Auslündem begangenen Yemögens- 
deiikte kaum eingedöm~ werden. feiler fragt auch der 
von der Bundwregierung eingebrachte hhvvrf des Fieni- 
dengesetzes dieser freiheitlichen hdtmng nicht Rerfr- 
nung. 
DB von der PÖ bereits pmIamenmentar~ bemtmfite 
Modell zur iösung der iliegril* in Osterrd lebeinden 
Ausländer sieht vor: 
Nach lnkrafwreten des Aufenthaltsgesetzes haben unge- 
setzlich in Osterreich lebende die Möglichkeit, binnen 

zwei Monaten eine Aufenthaltsbewilligung zu beantra- 
gen. Im B8m'Iligungmrfien inrd hhd &dkh 
htgestdh, ob die Bedingu-n fur die Wung auch 
d k h  vorliegen. üegen L Y o m n g e n  füs e h  
Aufentha/tsbewi//igung jedoch nicht vor; brw. wird ein 
Illegaler nach der Frist aufgegriffen, so ist er unverzüg- 
lich abzuschieben. 
leider haben YÖ, ÖVP und Grüne dieses Modell im 
Parlament abgelehnt. 
Die KeIzahl ausländischer Straftater macht darüber hin- 
aus die Schaffung zusätzlicher Hafträume erforderlich. 
In der Praxis können mitunter Schubhäftlinge wegen des 
akuten Mangels an Hafträumen nicht arretiert werden. 

" €X-Adenminister Willibod Pohr stellt om 8. Oktober 1992 beim Fomm ,,Sicheres 
d W a ' ( i ~ f & . * t ~ h ~ * ~ ,  bfaiiW&m$er. Werfw 
l - a w  s d i f t & s m $ t , Y I r ~ b ~ . 4  



zur verbinderuna 'von 

Wunderbewegungen im heutigen Ausmaß nützen weder 
den Einwanderungs- noch den Ursprungsländern. Wenn 
wirtschaftliche Hilfe gezielt im Ausland eingesetzt wird, 
das heißt, konkrete Projekte (z. B. Neuansiedelung von 
Betrieben) gefördert werden, so können Abwanderungen 
aus wirtschafrlichen Gründen verhindert werden. Die ge- 
genwärtigen Reformprozesse und die damit verbundenen 
wirtschafhichen Schwierigkeiten nach der jahrzehntelan- 
gen kommunirtiKhen Hemchah in Osleuropo bringen 
für Österreich EnfwiOWunghoncen, bei einem widpft- 
/iden Dmster in Osteuropa k u c h  die gro6e Gehhr 
einer Mosseneimvanderung nach Osterreicft. Die bisherige 
Regierungsproxis, den Staaten in Osteuropa österreichi- 
sche Steuergelder in Milliurdenhöhe ohne jede beglei- 
tende Maßnahme oder Kontrolle in den Rachen zu wer- 
fen, wird strikt abgelehnt. Ziel der freiheitlichen Forde- 
rung einer Osteuropa-Stiftung ist es, den osteuropäischen 
Staaten eine ,,maßgeschneiderte" Unterstützung der de- 
mokratischen und wirtschaftlichen Reformbewegungen 
angedeihen zu lassen, um den Grundstein für eine blei- 
bende Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevöl- 
kerung zu legen. Dieses Programm umfaflt z. B. die 
Ausbildung von Facharbeitern, sowie die Stärkung der 
privaten Eigentümerstrukturen im osteuropäischen Wirt- 
schaftsprozeß. Mittels einer Reintegrationshilfe, das 
heißt, finanzieller Anreiz und soziale Absicherung für die 
Rückkehr von Ausländern in ihre Heimatländer, soll auch 
die Existenz junger Unternehmen erleichtert werden. 
Durch die verstärkte Kooperation zwischen Osteuropa- 

Stiftung und den osteuropäischen Staaten kann der wirt- 
schaftliche Reformprozeß erleichtert und damit die Stabi- 
lität - auch der jungen demokratischen Struktur - 
gesichert werden. 



Wer den Willen d.r B8rger 
lqnorIert, darf rith über 
em demohrufisdies Vo/ks= 
begebren nitbt wundern. 
Neben den genannten Fakten und Zahlen sind es immer 
wieder die Aussagen von Spitzenpolitikern von SPÖ' ÖVP 
und den Grünen, die zur Frustration der Bevölkerung bei- 
kgpa Bias& den immer wieder g r o k  Ankünd- 
gungen gemach be diu, geleugnet bzw. n!& durch- 
gefiib d. Andemseih nd gegen die Orterreih 
argumentiert.. . 
2. 5. 1992; S P Ö - A ~ ~ .  lraxler in der Tageszeitung 
W Die /+esse? 

Wenn ein auslindischer Arbeitnehmer nach Üsferreid 
uid daui m u l  er auch seine hm8e mitnehmen 

können - dafür werde ich mich einsetzen." 
4. 5. 1 992; Grün-Alternativer-Bundessprecher Pilz in der 
Sitzung des Wiener Gemeinderates: 
k R~gplbW m Wen ist nicht A w W r  iiibsrflh 4. 

h r e i d i 8 1 :  Der RegelfuIl ist der umgekehrte Foll. 
Aus/änder wcerden von Österreich dluckiert, 
gedemütigt und besdiiinph. " 
11. 7. 1992; ~ P Ö - ~ t d r a t  Swobodo in der ,,Kronen- 
Zeitung!': 
Seite 15, Überschrift: ,,Knalleffekt in der Ausländer- 
politik: WIEN STOPPT DIE ZUWANDERERFLUT!" 
flKnalleffekt in der bisher großzügigen Zuwandererpolitik 
der Gemeinde Wien. Nach der massiven Kritik von 
FP-Stadtrat Hilmar Kabas, wonach mit knapp 400.000 
Ausländern die Grenze der Belastbarkeit erreicht sei, 
kündigt SP-Planungsstadtrat Hannes Swoboda einen 
Einwanderungsstop an. " 

Anm: Bir heute ist &eh Ehwund~swng#top durdgefuhrt. 
Swubodu will n i c k  dam wbn, dbb er Lsrs Forderung 
je aufgestellt hat. 
22.7. 1 992; SPÖ-~nterrichtsminister Scholien: 
,,Keine Probleme mit ausländischen Schulkindern. " 

,,Schließlich dorf bemerkt werden, d d  die Anwesenheit von Schühn mit nichtdeutscher 
Mutte~sproche auch keineswegs die Lehr- und Lernquolitot vermindert " 
ÖVP-V~zekonzler Erhord Busek, 29 September 1992. 
,150 000 illegole Auslonder sofort ausweisen " 
(Wie rn I AusIonder b ~ u .  upd dann obschieben iH$ &er 
nichtliekant. W* Toge spa& &e &I# WI E&tBI Aussage nichts mehr wiirren) 



Anfi=Ausländer=Aus sagen 
diverser Politiker 
1. ... von SPÖ-~olitikern 
Presse 7. Oktober 92 
J ik  warnt vor Russen-Invasion" 
.Ich verlonge vom Bund Mdnahmen. Die Visumpflicht darf nicht 
oufqehoben werden . . . " 
lnnenminister löschnak gegenüber ,,Kronen-Zeitung" om 
17. August 1 992: 
Kampfonsage an lugendbanden, seit Öffnung der Ostgrenzen ist die 
Kriminolitüt sprunghaft anyesfiegen. 
Bundeskonzlk D; Fmnz -~ronitzky auf der internafionalen flüchf- 
lingskonferenz in Genf om 27. Juli 1992: 
"Es gibt in Wien und Vorarlberg eine hohe Kanzenfrafia~ an 
Menschen aus onderen Ländern, und das sind die Sorgen der Oster- 
reicher, nicht irrational, sondern sehr ernst zu nehmen, wie die Be- 
völkerung den Anstrum von Ausländern erlebt. " 
Helmut Zilk gegenüber Kurier 30. April 92: 
,. . . fordere londesverweis für gewolftätige Auslonder: In ravieren- 

die jungen und gegen ihre Fomilien. " 
B den Füllen müssen sofort Aufentholtsverbote erwirkt wer en. Gegen 

Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky im Nationalratswuhlkompf 1990: 
.Wir brauchen keine polnischen Salamihändler in Wien. " 
SPÖ-~entrolsekretär Marizzi: 
,,DOS Boot ist voll." 

2. ... von ÖvP-Politikern 
Bundespräsident Klestilgegenüber Kurier um 13. Oktober 1992: 
Flüchtlinge sind aufzunehmen, doch die Eniwunderung stößt an Gren- 
zen. 
ÖVP-landesobmonn NÖ Dr. Erwin Pröll, Kleine Zeitung vom 
1. Oktober 1992: 
"Wer sich ille al in Ösfsrreich aufhält, ohne Aufenthaltsgeneh- 
migung, m d  I? omit rechnen, ausgewiesen zu werden." 
ÖVP-Bundesgenemlsekretör Maier laut Profil Nr. 41 vom 
5. Oktober 1992: 
,,Irgendwann muß man etwas sagen, man kann nicht wegschauen." 
Vizekanzler Busek am 28. September 1992 in einer Pressekon- 
ferenz: 
"Illegal in herreich lebende Ausländer abschieben. " 
londeshouptmann von 0Ö losef Rofienbäck, Kleine Zeitung, 
I. Oktober 1992: 

ufnahmekapmifäfen für fliichdinge frei zu machen, und frei zu 
olten, indem auch Maßnahmen gegen illegale Zuwanderer gesetzt n" 

werden. " 
Bundespräsident Dr. Thomas Klestil gegenüber Kronen-Zeitung om 
1 .-August 1 992: 
,,Östeireich kann nicht alle hereinlassen. " 

3. ... deutscher Politlkcr 
FDP-Außenminister Klaus Kinkel 
,,Man muß auf die Gefühle im Volk Rücksicht nehmen. " 
Helmut Schmidt, SPD-Altkanzler gegenüber "Bild" um 
6. Sepfem ber 1 9 92 
"500.000 Menschen jührlich, das isf einfoch zu viel" . . . . Keh Volk 
der Welt würde es ertragen, wenn jedes lohr eine halbe Million Aus- 
Iünder dazu kommt wie bei uns . . . Dieses land M fühmngslos und 
es ist nicht anzunehmen, dPR die Dilettanten, die zur Zei! regieren, 
dazulernen. " 
KronMer ,  Ober-Bürgern. von München im "Spiegel 37: 
7. September 1992: 
"Der Regelfall ist doch, dafl Menschen, die hier ohne Pd unkam- 
men, ouf h t n i  aus sind. Die wollen mehrfoch kassieren und ihre 
Identitüf versch ! eiern. " 
"Wir können nicht der Lmfesel für die Armen der Welt sein." 
Toisorhe ist, doß die meisten Menschen nur deswegen zu um l a i -  
men, weil sie hier wirbchofiiche Vorteile erhoffen. " ,,Der Unmut bei 
den Deutschen ist riesig." 
Helmut Schmidt, ehem. dt. Bundeskanzler in einem lnferview mil der 
Frankfurter Rundschau um 12. September 1992: 
"Die Vorstellung, doß eine moderne Gesellschaft in der loge sein 
müßte, sich als mul~ikulturelle Gesellschaft zu etablieren, mit mag- 
lichrt vielen kulturellen Gruppen, hohe ich für obwegig." 
Farthmann, SPD-Fraktionschef im landtag von Nordrhein- Westfalen, 
Mai 1992: 
"As lbewerber sind abzuschieben. l h  wünsche keine muliikulfurelle Ge- 
selschoft. /' Die Abschiebung von Asylbewerbern ist zwor eine unange- 
nehme Sache, aber es existieri keine Alternolive." 
Kronawiner, Ober-Bürgerm. von München gegenüber ,,Spiegel 2,; 
März 1992: 
M Eine Woche spater . . . kommen sie wieder unter anderem lumen 
und kassieren erneut Sozialhilfe. Die holten uns doch zum Narren." 
Jus Angst vor Beifall von der falschen Seite kann ich doch nicht die 
Tatsachen verdrängen. " 
Heinrich lummer, [DU-Bundeslagsiibgeordneter, Dezember 1991: 
"Seit zehn Jahren wird die lüsung der Asylproblemofik auf- 
geschoben - Wonn endlich hondelt Bonn?" 



Zum Stblufl: 
,Der Präsident der C a r h ,  Helmut Schüller, unterbreitet 
am 22. 10. 1992 den Parteien den VorschI~~~ einige 
Punkte aus dem 12 Punkte umfassenden [PO-Kotolog 
aufzugreifen und voranzutreiben. Von anderen Parteien 
seien laut Schüller jedenfalls in der Ausländerfrage noch 
keine glaubwürdigeren Vorschiäge unterbreitet worden. " 
(Originalzitat, A PA) 


